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16. Bundesgesetz: Änderung des Bäderhygienegesetzes
(NR: GP XVIII IA 262/A AB 341 S. 53. BR: AB 4189 S. 548.)

17. Bundesgesetz: Änderung des Tuberkulosegesetzes
(NR: GP XVIII IA 263/A AB 342 S. 53. BR: AB 4190 S. 548.)

16. Bundesgesetz, mit dem das Bäderhygiene-
gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bäderhygienegesetz, BGBl. Nr. 254/1976, in
der Fassung BGBl. Nr. 45/1991 wird wie folgt
geändert:

1. § 9 Abs. 1 lautet:

„§ 9. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat
Bäder an Oberflächengewässern und Saunaanlagen
periodisch wiederkehrend, Hallenbäder und künst-
liche Freibeckenbäder jedenfalls einmal jährlich an
Ort und Stelle zu überprüfen. Bestehen begründete
Bedenken, daß die Beschaffenheit des Becken-,
Wasch- oder Brausewassers nicht diesem Bundesge-
setz oder einer auf seiner Grundlage erlassenen
Verordnung entspricht, sind dabei auch wasserhy-
gienische Gutachten über die Beschaffenheit des
Badewassers sowie, sofern die Entnahme nicht aus
einer öffentlichen Trinkwasserversorgung erfolgt,
über die Beschaffenheit des Wasch- und Brausewas-
sers einzuholen. Ergibt das wasserhygienische
Gutachten, daß die Bedenken zu Recht bestanden
haben, so sind die Kosten des Gutachtens vom
Bewilligungsinhaber zu tragen."

2. § 9 Abs. 3 lautet:

„(3) Soweit dies zur Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes oder der auf Grund desselben erlassenen
Verordnungen erforderlich ist, hat der Bewilli-
gungsinhaber oder dessen Beauftragter den Orga-
nen der Bezirksverwaltungsbehörde sowie den von
dieser herangezogenen Sachverständigen das Betre-
ten oder die Besichtigung des Bades oder der
Saunaanlage zu ermöglichen sowie den Anordnun-
gen dieser Organe zur Inbetriebnahme oder
Außerbetriebnahme und über die Betriebsweise von
Einrichtungen und zur Vornahme betrieblicher
Verrichtungen zu entsprechen; weiters haben sie der
Bezirksverwaltungsbehörde die notwendigen Aus-
künfte zu geben, notwendige Unterlagen vorzule-

gen und Einsicht in die Aufzeichnungen (Betriebs-
buch) samt den Gutachten gemäß § 14 Abs. 2 und 5
zu gewähren."

3. § 14 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Inhaber eines Hallenbades oder
künstlichen Freibeckenbades hat einmal jährlich ein
wasserhygienisches Gutachten über die Beschaffen-
heit des Beckenwassers sowie über die Beschaffen-
heit des Wasch- und Brausewassers, wenn dieses
nicht aus einer öffentlichen Trinkwasserversorgung
entnommen wird, durch einen Sachverständigen für
Hygiene einzuholen."

4. Nach § 14 Abs. 2 werden folgende Abs. 3 bis 7
angefügt:

„(3) Als Sachverständige der Hygiene sind
Amtsärzte, Hygieneinstitute von österreichischen
Universitäten oder Gebietskörperschaften, bundes-
staatliche bakteriologisch-serologische Untersu-
chungsanstalten oder gleichartige Anstalten, die
unter der Leitung eines Facharztes für Hygiene
stehen, heranzuziehen.

(4) Die für die Erstellung des wasserhygienischen
Gutachtens erforderlichen Proben sind vom beauf-
tragten Sachverständigen zu entnehmen. Die
Probenentnahme hat unangemeldet während der
Betriebszeit zu erfolgen. Den beauftragten Sachver-
ständigen ist das Betreten der Bäder und die
Probenentnahme zu gestatten.

(5) Ergibt das Gutachten, daß die Beschaffenheit
des Wassers nicht diesem Bundesgesetz oder einer
auf seiner Grundlage erlassenen Verordnung
entspricht, so hat der Betriebsinhaber unverzüglich
die Behebung des Mangels zu veranlassen und die
Wirksamkeit der Maßnahmen durch ein neuerliches
wasserhygienisches Gutachten zu überprüfen.

(6) Kommen bei der Untersuchung Umstände
hervor, die eine unmittelbare Gefährdung der
Badegäste erwarten lassen, so hat der beauftragte
Sachverständige dies unverzüglich, gegebenenfalls
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noch vor Erstattung des Gutachtens, der zuständi-
gen Bezirksverwaltungsbehörde und dem Betriebs-
inhaber mitzuteilen.

(7) Der Inhaber eines Hallenbades oder künstli-
chen Freibeckenbades hat ferner dafür zu sorgen,
daß hinsichtlich der hygienischen Betriebsführung
innerbetriebliche Kontrollen vorgenommen und
hierüber Aufzeichnungen geführt werden. Gutach-
ten gemäß Abs. 2 und 5 sind diesen Aufzeichnungen
anzuschließen und zumindest durch drei Jahre
hindurch aufzubewahren."

Waldheim

Vranitzky

17. Bundesgesetz, mit dem das Tuberkulosege-
setz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Tuberkulosegesetz, BGBl. Nr. 127/1968, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 372/1973, 142/1974, 654/1989, 285/1990 und
45/1991 wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 37 samt Überschriften und § 38 lauten:

„III. HAUPTSTÜCK

Behandlungskosten

§ 37. (1) Der Bund trägt die Kosten der
Behandlung einer Erkrankung an Tuberkulose, so
lange beim Erkrankten zumindest ein sicheres
Aktivitätszeichen vorliegt.

(2) Behandlungskosten sind über den im Abs. 1
genannten Zeitpunkt hinaus nach Maßgabe der in
der Anlage vorgesehenen Fristen zu übernehmen,
wenn dies zur Vermeidung von Rückfällen oder zur
Durchführung von Rehabilitationsmaßnahmen er-
forderlich ist.

§ 38. (1) In den im § 37 Abs. 1 und 2 genannten
Zeiträumen sind auch die Kosten der Behandlung
anderer Erkrankungen zu übernehmen, sofern diese
im Zusammenhang mit der Erkrankung an
Tuberkulose stehen oder zur Vermeidung einer
Reaktivierung der Tuberkulose notwendig sind.

(2) Hat der Bund Leistungen erbracht, auf die der
Erkrankte einen Anspruch gegenüber einem Träger
der Sozialversicherung hatte, so bestimmt sich der
Ersatzanspruch des Bundes nach Maßgabe der

sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen über
die Beziehungen der Versicherungsträger zu den
Fürsorgeträgern. Der Anspruch des Bundes gegen-
über den Trägern der Sozialversicherung verjährt
nach 30 Jahren.

(3) Eine Übernahme der Behandlungskosten
durch den Bund entfällt, sofern hiefür ein Träger
der Sozialversicherung, eine Krankenfürsorgean-
stalt oder eine private Krankenversicherung aufzu-
kommen hat. Ansprüche auf Übernahme der
Behandlungskosten aus dem Titel der Kriegsopfer-
versorgung, Heeresversorgung oder Opferfürsorge
gehen einer Kostenübernahme nach diesem Gesetz
vor."

2. § 39 Abs. 1 lit. c lautet:

,,c) Pflege und Behandlung in Krankenanstalten,
Pflegeheimen, Kuranstalten, und ähnlichen
Einrichtungen in der allgemeinen Gebühren-
klasse;"

3. Im § 39 Abs. 2 wird der Klammerausdruck
„(§ 37 Abs. 2)" durch den Klammerausdruck „(§ 37
Abs. 1)" ersetzt.

4. § 39 Abs. 4 entfällt.

5. Die §§ 41 bis 44 entfallen.

6. § 45 lautet:

„§ 45. (1) Die Übernahme der Behandlungsko-
sten ist auf Antrag des Erkrankten oder eines seiner
Familienangehörigen oder von Amts wegen zu
gewähren. Der Antrag ist bei der zuständigen
Bezirksverwaltungsbehörde einzubringen.

(2) Die Träger der Sozialversicherung, die
Krankenfürsorgeanstalten und die gesetzlichen
Interessenvertretungen sind zur Erteilung der zur
Vollziehung dieses Hauptstückes notwendigen
Auskünfte verpflichtet.

(3) Die Entscheidung auf Übernahme von
Behandlungskosten obliegt dem Landeshauptmann.
Gegen den Bescheid des Landeshauptmannes ist
eine Berufung an den Bundesminister für Gesund-
heit, Sport und Konsumentenschutz zulässig.

(4) Bescheide, mit denen entgegen diesem
Hauptstück Behandlungskosten übernommen wur-
den, leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten
Fehler (§ 68 Abs. 4 Z 4 AVG)."

7. § 46 entfällt.

8. § 47 Abs. 1 lit. d lautet:

,,d) die Behandlungskosten gemäß den §§ 37 bis
45,"

9. Im § 49 wird die Wendung „Leistungen der
Tuberkulosehilfe" durch die Wendung „Leistungen
nach diesem Bundesgesetz" ersetzt.


